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Beteiligung gem. §§ 3 (2) und 4 (2) BauGB vom 20.12.2023 bis zum 01.02.2024 (einschließlich) 
Abwägungsrelevante Stellungnahmen der Behörden und Träger öffentlicher Belange 
                            
Lfd. 
Nr.  Institution Wörtlicher Inhalt der Anregung Stellungnahme und Beschlussvorschlag 

1.  PLEDOC GmbH 
Schreiben vom 24.01.2024 

Wir beziehen uns auf Ihre o.g. Maßnahme und 
teilen Ihnen hierzu mit, dass von uns verwaltete 
Versorgungsanlagen der nachstehend aufgeführ-
ten Eigentümer bzw. Betreiber von der geplanten 
Maßnahme nicht betroffen werden:  

• OGE (Open Grid Europe GmbH), Essen  
• Kokereigasnetz Ruhr GmbH, Essen  
• Ferngas Netzgesellschaft mbH (FG), 

Netzgebiet Nordbayern, Schwaig bei 
Nürnberg  

• Mittel-Europäische Gasleitungsgesell-
schaft mbH (MEGAL), Essen  

• Mittelrheinische Erdgastransportleitungs-
gesellschaft mbH (METG), Essen  

• Nordrheinische Erdgastransportleitungs-
gesellschaft mbH & Co. KG (NETG), 
Dortmund  

• Trans Europa Naturgas Pipeline GmbH 
(TENP), Essen  

Maßgeblich für unsere Auskunft ist der im 
Übersichtsplan markierte Bereich. Dort darge-
stellte Leitungsverläufe dienen nur zur groben 
Übersicht.  

Achtung: Eine Ausdehnung oder Erweiterung 
des Projektbereichs bedarf immer einer erneuten 
Abstimmung mit uns.  

Der Hinweis, dass Leitungen der von der PLE-
DOC betreuten Betreiber von der Planung nicht 
betroffen sind, wird zur Kenntnis genommen.  
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2.  LWL-Archäologie  
Schreiben vom 23.01.2024  
 

Aus bodendenkmalpflegerischer Sicht bestehen 
keine grundsätzlichen Bedenken gegen die o. g. 
Planung. Bei Erdarbeiten (Abgrabun-
gen/Schurfen/Ausschachtungen) oder anderen 
Eingriffen in den Boden muss damit gerechnet 
werden, dass im Planungsgebiet bislang unbe-
kannte paläontologische Bodendenkmäler in 
Form von Fossilien (versteinerte Überreste von 
Pflanzen und Tieren) aus der Oberkreide (Cam-
panium) angetroffen werden können. Funde von 
Fossilien sind dem LWL-Museum für Naturkunde, 
Münster, unverzüglich zu melden (§16 DSchG 
NRW). Wir bitten daher, folgende Hinweise zu 
berücksichtigen:  
  
1. Erste Erdbewegungen sind rechtzeitig (ca. 

14 Tage vor Beginn) der LWL-Archäologie 
für Westfalen, An den Speichern 7, 48157 
Münster und dem LWL-Museum für Natur-
kunde, Referat  Paläontologie, Sentruper 
Straße 285, 48161 Münster schriftlich mitzu-
teilen Palaeontologie@lwl.org.   

  
2. Der LWL-Archäologie für Westfalen – Au-

ßenstelle Münster (Tel. 0251/591-8911) oder 
der Stadt als Untere Denkmalbehörde sind 
Bodendenkmäler (kultur- und/oder naturge-
schichtliche Bodenfunde, d.h. Mauern, alte 
Gräben, Einzelfunde aber auch Veränderun-
gen und Verfärbungen in der natürlichen Bo-
denbeschaffenheit, Höhlen und Spalten, aber 
auch Zeugnisse tierischen und/oder pflanzli-
chen Lebens aus Erdgeschichtlicher 
Zeit/Fossilien) unverzüglich zu melden. Ihre 
Lage im Gelände darf nicht verändert werden 

Die Anregung, in den vorhabenbezogenen Be-
bauungsplan Hinweise im Hinblick auf die Rege-
lungen des Denkmalschutzgesetzes im Hinblick 
auf archäologische Belange aufzunehmen, wird 
berücksichtigt. Die Planzeichnung wird entspre-
chend ergänzt.   
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 



Bebauungsplan 6. Änderung Gewerbegebiet Capelle 
Übersicht über die Stellungnahmen und Abwägungsvorschläge 
 
 

        Seite 3 von 29 
 

 

(§§ 16 und 17 DSchG NRW).  
 
3. Der LWL-Archäologie für Westfalen oder 

ihren Beauftragten ist das Betreten des be-
troffenen Grundstücks zu gestatten, um ggf. 
archäologische Untersuchungen durchführen 
zu können (§ 26 (2) DSchG NRW). Die dafür 
benötigten Flächen sind für die Dauer der 
Untersuchungen freizuhalten. 

 

 
 
 

 

3.  Landwirtschaftskammer 
Nordrhein-Westfahlen 
Schreiben vom 22.01.2024 

Ich weise bereits an dieser Stelle auf die entste-
henden Kompensationsmaßnahmen im Rahmen 
der Bauleitplanung hin. In der Vergangenheit 
wurden häufig Ausgleich- und Ersatzmaßnahmen 
auf landwirtschaftlichen Flächen umgesetzt, so-
dass es in der Regel zu einem doppelten Flä-
chenentzug (= Fläche für Bebauung + Fläche für 
A+E-Maßnahmen) der landwirtschaftlichen Flä-
chen gekommen ist. Auch eine Extensivierung 
schränkt die Bewirtschaftung der dort wirtschaf-
tenden Betriebe ein. Die Kompensationsmaß-
nahmen sollten daher nicht auf landwirtschaftli-
chen Flächen umgesetzt werden und falls erfor-
derlich, nur im Einvernehmen mit der Landwirt-
schaft und damit möglichst ohne dauerhafte Inan-
spruchnahme von landwirtschaftlichen Nutzflä-
chen durchgeführt werden. 
 
Aus landwirtschaftlicher Sicht sind hierbei folgen-
de Kriterien zu berücksichtigen: 
 
1. Ein Ausgleich ist innerhalb des Bebauungspla-
nes zu berücksichtigen und anzurechnen, um 
dadurch Flächen sparen zu können (z. B. Begrü-

 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
Die Anregung, den Ausgleich innerhalb des 
Plangebietes durchzuführen wird in Teilen be-
rücksichtigt. Ein vollständiger Ausgleich ist jedoch 
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nung innerhalb des Bebauungsplanes, Dach- und 
Fassadenbegrünung u. a.) 
 
2. Umsetzung von Maßnahmen in bestehenden 
Wald-, Naturschutzgebieten, vorhandenen Bioto-
pen sowie in und an Gewässern (z. B. Maßnah-
men nach der Wasserrahmenrichtlinie). 
 
3. Durchführung von Ausgleichs- und Ersatzmaß-
nahmen auf wechselnden produktionsintegrierten 
Flächen. In diesem Zusammenhang wird auf die 
Produktionsintegrierte Kompensationsmaßnah-
men (PiK-Maßnahmen) der Stiftung Westfälische 
Kulturlandschaft hingewiesen.  
 

unter Berücksichtigung des konkreten Planungs-
zieles der Betriebserweiterung aufgrund der be-
schränkten Flächenverfügbarkeiten nicht möglich. 
Im Übrigen wird der Ausgleich über die Ablöse 
von Ökopunkten in einem Ökokonto der Wirt-
schaftsbetriebe des Kreises Coesfeld sicherge-
stellt. 

 

4.  Kreis Coesfeld 
Schreiben vom 01.02.2024 

Gegen die vorliegende Bauleitplanung bestehen 
aus Sicht der Unteren Bodenschutzbehörde 
keine grundsätzlichen Bedenken. 
Im Plangebiet / Änderungsbereich sind zurzeit 
keine Altlasten oder schädlichen Bodenverände-
rungen sowie keine entsprechenden Verdachts-
flächen im Sinne des Altlastenerlasses (Gem. 
RdErl. d. Ministeriums für Städtebau und Woh-
nen, Kultur und Sport.  V A 3 — 16.21 - u. d. Mi-
nisteriums für Umwelt und Naturschutz, Landwirt-
schaft und Verbraucherschutz - IV-5-584.10/lV-6-
3.6-21 - v. 14.03.2005) bekannt. Schutzwürdige 
Böden sind hier ebenfalls nicht zu verzeichnen. 
 
Aufgrund der Tatsache, dass Mutterboden gemäß 
§ 202 BauGB vor Vernichtung oder Vergeudung 
zu schützen ist und die hier angestrebte zu ver-
siegelnde Fläche 1,28 ha beträgt, sollte bei der 
Erschließung der Fläche eine Bodenkundliche 
Baubegleitung hinzugezogen werden, um den 

Der Hinweis, dass keine Altlasten oder schädli-
chen Bodenveränderungen sowie keine entspre-
chenden Verdachtsflächen im Plangebiet bekannt 
sind und keine schutzwürdige Böden vorliegen, 
wird zur Kenntnis genommen. 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
Der Hinweis auf die Notwendigkeit einer boden-
kundlichen Baubegleitung wird zur Kenntnis ge-
nommen und im Rahmen der Umsetzung berück-
sichtigt. 
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Schutz des Oberbodens zu sichern und eine Ver-
dichtung der angrenzenden Flächen durch die 
Bauarbeiten zu vermeiden. 
 
Gemäß § 2 Abs. 1 Landesbodenschutzgesetz für 
NRW (LBodSchG) sind der Grundstückseigentü-
mer und der Inhaber der tatsächlichen Gewalt 
über ein Grundstück verpflichtet, Anhaltspunkte 
für das Vorliegen einer Altlast oder schädlichen 
Bodenveränderung auf dem Grundstück unver-
züglich der zuständigen Behörde mitzuteilen. An-
haltspunkte für das Vorliegen einer Altlast oder 
schädlichen Bodenveränderungen ergeben sich 
aus § 9 Abs. 1 Satz 1 Bundesbodenschutzgesetz 
(BBodSchG) i. V. m. § 3 Abs. 1 und 2 Bundes-
Bodenschutz- und Altlastenverordnung 
(BBodSchV). 
 
Soweit sich bei den Bauarbeiten Auffälligkeiten 
nach Farbe, Geruch usw. im Boden zeigen, die 
auf eine Veränderung des Bodens mit umweltge-
fährdenden Stoffen hindeuten, ist die Untere Bo-
denschutzbehörde unverzüglich durch den Bau-
herrn zu benachrichtigen, um ggf. eine ordnungs-
gemäße und schadlose Entsorgung des verunrei-
nigten Bodens sicherzustellen. 
 
Die Stellungnahme des Aufgabenbereiches Be-
triebliche Abwasserbeseitigung lautet: 
 
Gewerbliche Abwässer, welche unter einen An-
hang der Abwasserverordnung fallen (bspw. aus 
der Metallverarbeitung), dürfen erst nach der Er-
teilung einer wasserrechtlichen Genehmigung 
nach § 58 WHG in die Kanalisation eingeleitet 

 
 
 
 
Die Hinweise zur Meldung von Anhaltspunkten 
für das Vorliegen einer Altlast oder schädlichen 
Bodenveränderung gemäß § 2 Abs. 1 Landesbo-
denschutzgesetz für NRW werden zur Kenntnis 
genommen. 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
Der Hinweis bzgl. der für eine Indirekteinleitung 
notwendigen wasserrechtlichen Genehmigung 
nach § 58 WHG für gewerbliche Abwässer, wel-
che unter einen Anhang der Abwasserverordnung 
fallen, werden zur Kenntnis genommen und im 
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werden. 
 
Die erforderlichen Antragsunterlagen sind separat 
bei der Unteren Wasserbehörde des Kreises Co-
esfeld einzureichen. Um eine enge Ab-
stimmung im weiteren entwässerungstechnischen 
Planungsprozess wird gebeten. 
 
Das Plangebiet soll der Erweiterung des vorhan-
denen Stahlbauunternehmens Wierling dienen. 
Die lärmtechnischen Auswirkungen des konkreten 
Erweiterungsvorhabens wurden durch das Büro 
Normec Uppenkamp gutachterlich untersucht 
(Gutachten Nr. 105104419-1 vom 16.11.2023) 
und die Einhaltung der gemäß TA Lärm an den 
nächstgelegenen schutzwürdigen Nutzungen si-
cherzustellenden Immissionsrichtwerte nachge-
wiesen. 
 
Die planungsrechtlichen Grundlagen für das Vor-
haben der Fa. Wierling sollen allerdings nicht 
durch einen vorhabenbezogenen Bebauungsplan 
geschaffen werden, sondern der vorliegende Be-
bauungsplanentwurf beinhaltet eine allgemeine 
Angebotsplanung mit einer Festsetzung auf der 
Grundlage des Abstandserlasses 2007: „unzuläs-
sig sind Betriebe und Anlagen der Abstandsklas-
sen I bis VI". Betriebe der Abstandsklasse VII 
(100m) sind somit generell zulässig. Hierzu gehö-
ren auch Betriebe, die schädliche Umwelteinwir-
kungen durch Gerüche hervorrufen können, z.B. 
Autolackierbetriebe (lfd. Nr. 207). 
 
Der Abstand des Plangebietes zum Immissionsort 
Magdheide 5 beträgt nur ca. 20m. 

Rahmen des späteren bauordnungsrechtlichen 
Genehmigungsverfahrens berücksichtigt. 
 
 
 
 
 
 
Die Anregungen und Hinweise des Aufgaben-
bereich Immissionsschutz werden zur Kenntnis 
genommen. 
Das Bauleitplanverfahren wird künftig als vorha-
benbezogener Bebauungsplan weitergeführt, 
sodass eine exakte Ermittlung der mit der Pla-
nung verbundenen Emissionen und deren Aus-
wirkungen in der Nachbarschaft möglich werden. 
Eine Gliederung des Plangebietes nach Ab-
standserlass entfällt daher künftig. Festsetzungen 
zu geruchsemittierenden Betrieben sind ebenfalls 
nicht erforderlich, da im vorhabenbezogenen Be-
bauungsplan planungsrechtlich nur die Erweite-
rung des bestehenden Betriebes zugelassen 
wird. 
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Dieser geringe Abstand zu einem Betrieb der lfd. 
Nr. 207 führt zu erheblichen Belästigungen durch 
Geruch. 
Der Aufgabenbereich Immissionsschutz regt 
daher an, für das Flurstück 85 durch eine Textli-
che Festsetzung die Zulässigkeit von ge-
ruchsemmitierenden Betrieben auszunehmen. 
 
Aus Sicht des Fachdienstes Kommunale Nie-
derschlagswasserbeseitigung bestehen grund-
sätzlich keine Bedenken gegen den B-Plan. 
Auf die erforderlichen wasserrechtlichen Anträge 
nach §§ 8, 9, 10 WHG und § 57.1 LWG (Anzeige-
Verfahren) wird hingewiesen. 
 
Seitens der Unteren Naturschutzbehörde wer-
den zur Aufstellung der 6. Änderung und Erweite-
rung des Bebauungsplanes „Gewerbegebiet Ca-
pelle" folgenden Anregungen und Bedenken er-
hoben: 
1. Aus den Unterlagen ist bisher nicht ersicht-

lich, wie der entstehende Eingriff in Natur 
und Landschaft kompensiert werden soll. Die 
Zuordnung einer externen Kompensations-
fläche oder Ökokontofläche ist vor Sat-
zungsbeschluss abschließend festzulegen 
und der unteren Naturschutzbehörde mitzu-
teilen. 

2. Die Fläche für Versorgungsanlagen und Ab-
wasserbeseitigung mit der Zweckbestim-
mung Rückhaltebecken grenzt unmittelbar 
an einen östlich angrenzenden Gehölzbe-
stand an. Im Rahmen der Umsetzung ist ein 
ausreichender Abstand des Erdbeckens zum 
Erhalt des Wurzelraumes zu gewährleisten. 

 
 
 
 
 
 
 
 
Der Hinweis auf die im weiteren erforderlichen 
wasserrechtlochen Anträge wird zur Kenntnis 
genommen. 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
Im Zuge der Aufstellung wurde anhand des Bio-
topwertmodells des Kreises Coesfeld (2006) ein 
Biotopwertdefizit von 8.357 Biotopwertpunkten 
ermittelt. Die Kompensation erfolgt über das 
Ökokonto der Wirtschaftsbetriebe Kreis Coesfeld. 
Die Anregung wird damit berücksichtigt. 
 
 
Die Hinweise zur Umsetzung des geplanten Re-
genrückhaltebeckens werden zur Kenntnis ge-
nommen und im Rahmen der Realisierung be-
rücksichtigt. 
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Nach DIN 18920 ist hierfür die Kronentraufe 
maßgeblich. 

 
Aus brandschutztechnischer Sicht bestehen 
gegen die 6. Änderung und Erweiterung des Be-
bauungsplanes „Gewerbegebiet Capelle" keine 
Bedenken.  
 
Zur Durchführung von Lösch- und Rettungsmaß-
nahmen müssen gemäß § 5 BauO NRW für die 
Feuerwehr Zugänge und Zufahrten sowie Auf-
stell- und Bewegungsflächen auf den Grundstü-
cken vorgesehen werden. Die Zugänglichkeit für 
die Feuerwehr und dem Rettungsdienst zu den 
Grundstücken muss auf Grundlage der Muster-
richtlinien über Flächen für die Feuerwehr gege-
ben sein. 
 
Die Planunterlagen zur Aufstellung der 6. Ände-
rung und der Erweiterung des o. g. Bebauungs-
planes haben im Rahmen der öffentlichen Ausle-
gung (§ 4 Abs. 2 BauGB) vorgelegen und wurden 
aus gesundheitlicher Sicht geprüft. Es sollen 
die planungsrechtlichen Voraussetzungen für die 
Erweiterung einer ansässigen Stahlbaufirma ge-
schaffen werden. 
Als gesundheitlich relevante Immission könnte für 
die angrenzende Wohnbebauung Lärm auftreten, 
der die menschliche Gesundheit beeinträchtigen 
kann. Es hat eine schalltechnische Untersuchung 
der Firma Normec Uppenkamp GmbH vom 
16.11.2023 (Nr. 105104419-1) vorgelegen. Diese 
Untersuchung kommt zu dem Ergebnis, dass un-
ter den im Gutachten dargestellten Vorausset-
zungen keine Überschreitung der gebietsspezifi-

 
 
 
Der Hinweis, dass brandschutztechnische Be-
denken gegen die Planung nicht bestehen, wird 
zur Kenntnis genommen. 
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schen Immissionsrichtwerte zu erwarten ist. 
Die vorgeschlagenen Maßnahmen sollten daher 
im Baugenehmigungsverfahren berücksichtigt 
werden. 
 
 

Die Anregung, die im Immissionsgutachten be-
schriebenen Maßnahmen im Rahmen des Bau-
genehmigungsverfahren zu berücksichtigen, wird 
zu gegebener Zeit berücksichtigt. 

5.  Amprion GmbH 
Schreiben vom 04.01.2024 

Im Planbereich der o. a. Maßnahme verlaufen 
keine Höchstspannungsleitungen unseres Unter-
nehmens. 
 
Wir gehen davon aus, dass Sie bezüglich weiterer 
Versorgungsleitungen die zuständigen Unter-
nehmen beteiligt haben.  

 

 

Der Hinweis, dass Leitungen der Amprion GmbH 
von der Planung nicht betroffen sind, wird zur 
Kenntnis genommen.  
 

6.  Vodafone West GmbH 
Schreiben vom 25.01.2024 

Wir teilen Ihnen mit, dass die Vodafone-
Gesellschaft(en) gegen die von Ihnen geplante 
Maßnahme keine Einwände geltend macht. In 
Ihrem Planbereich befinden sich Telekommunika-
tionsanlagen unseres Unternehmens. Bei objekt-
konkreten Bauvorhaben im Plangebiet werden wir 
dazu eine Stellungnahme mit entsprechender 
Auskunft über unseren vorhandenen Leitungsbe-
stand abgeben.  
Für Rückfragen stehen wir Ihnen gerne zur Ver-
fügung. Bitte geben Sie dabei immer unsere 
obenstehende Vorgangsnummer an.  
Bitte beachten Sie: 
Bei einer Stellungnahme, z.B. wegen Umverle-
gung, Mitverlegung, Baufeldfreimachung, etc. 
oder eine Koordinierung/Abstimmung zum weite-
ren Vorgehen, dass die verschiedenen Vodafone-
Gesellschaften trotz der Fusion hier noch separat 

Der Hinweis, dass gegen die Planung keine Be-
denken bestehen, wird zur Kenntnis genommen. 
 
Der Hinweis auf die im Plangebiet und seinem 
Umfeld bestehenden Leitungen der Vodafone 
West GmbH werden zur Kenntnis genommen. 
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Stellung nehmen. Demnach gelten weiterhin die 
bisherigen Kommunikationswege. Wir bitten dies 
für die nächsten Monate zu bedenken und zu 
entschuldigen.  
 

7.  Lippeverband 
Schreiben vom 31.01.2024 

Gegen die Änderung und Erweiterung des o. g. 
Bebauungsplans bestehen unsererseits keine 
grundsätzlichen Bedenken. Die folgenden Hin-
weise sind im weiteren Verfahren zu beachten. 
 
Hinweise  
 
Kläranlage Nordkirchen 
 
Bezugnehmend auf unsere Stellungnahme vom 
06.05.2020 weisen wir darauf hin, dass sich die 
Kläranlage Nordkirchen weiterhin an der Auslas-
tungsgrenze befindet, weshalb derzeit die Über-
planung der Kläranlage zum anschließenden 
Ausbau erfolgt. Bei einem relevanten Schmutz-
wasseranfall durch die Erweiterung des Gewer-
begebiets Capelle muss ein erneuter Austausch 
mit dem Lippeverband stattfinden. 
 
Im weiteren Planungsverlauf ist parallel zur Aus-
lastung der Kläranlage Nordkirchen auch die Aus-
lastung des Schmutzwassersystems im Bereich 
Nordkirchen mit zu betrachten. Das Hauptpump-
werk an der Kolpingstraße hat eine begrenzte 
Fördermenge, welche zur Kläranlage Nordkirchen 
gefördert werden darf. Ggf. müssen in diesem 
Zuge vorhandene Schmutzwasserrückhaltungen 
vergrößert werden. 
 
Aufgrund der vorliegenden Unterlagen kann aller-

 
 
 
 
 
 
 
 
 
Der Hinweis auf die Auslastung der Kläranlage 
Nordkirchen und des Hauptpumpwerks an der 
Kolpingstraße wird zur Kenntnis genommen.  
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Von folgenden Trägern öffentlicher Belange wurden in ihren Schreiben keine Anregungen und Bedenken vorgebracht:  

- Gemeinde Senden, Schreiben vom 10.01.2024 
- IHK Nord Westfalen, Schreiben vom 15.01.2024 
- Stadt Werne, Schreiben vom 05.01.2024 
- Stadt Selm, Schreiben vom 21.12.2023 
- Landesbetrieb Straßenbau NRW, Schreiben vom 01.02.2024 
- Regionalfortamt Münsterland, Schreiben vom 19.01.2024 

 
 

dings noch keine abschließende Beurteilung ge-
troffen werden, da dazu detaillierte Angaben zum 
Schmutzwasseranfall benötigt werden.  
 
Niederschlagsbewirtschaftung 
Das anfallende Niederschlagswasser sollte vor 
Ort versickert werden oder durch geeignete 
Rückhaltebecken vorhandenen Vorflutern direkt 
zugeführt werden. 
 
Zur bestmöglichen Anpassung an den Klimawan-
del empfehlen wir außerdem, alle Möglichkeiten 
auszuschöpfen, um die zu bewirtschaftenden 
Niederschlagsabflüsse aus dem Gebiet zu mini-
mieren und zu retendieren. Geeignete Festset-
zungen sind z. B. Dach- und Fassadenbegrü-
nung, teildurchlässige Befestigungen von Park-
plätzen oder die Kombination von Baumpflanzun-
gen mit Rigolen (sogenannte Baumrigolen). Wir 
verweisen hierzu auf unsere Stellungnahme vom 
06.05.2020. 
 

 
 
 
 
 
Der Anregung, das Niederschlagswasser im 
Plangebiet gedrosselt in die Vorflut abzuleiten 
wird berücksichtigt. 
 
 
 
 
Die Empfehlung, im Rahmen der Entwässrungs-
planung zu prüfen, ob der Wasserabfluss aus 
dem Gebiet durch Dach- und Fassadenbe-
grünung oder die durchlässige Befestigung von 
Flächen bzw. die Optimierung von Pflanzstandor-
te reduziert werden kann, wird auf Ebene der 
bauordnungsrechtlichen Genehmigung berück-
sichtigt. 
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Stellungnahmen aus der Öffentlichkeit 
                            
Lfd. 
Nr.  Öffentlichkeit Wörtlicher Inhalt der Anregung Stellungnahme und Beschlussvorschlag 

1.  Einwender 1 
Schreiben vom 
01.02.2024 

In obiger Angelegenheit nehmen wir Bezug auf 
die hiesige Vertretungsanzeige vom 08.04.2019 
und zeigen der guten Ordnung halber noch ein-
mal an, dass wir die rechtlichen Interessen der 
________, vertreten. Auf die seinerzeit schrift-
sätzlich überreichte Vollmacht nehmen wir Bezug. 
Wie damals bereits mitgeteilt, sind unsere Man-
danten Wohnungs-/Teileigentümer des _______; 
daran hat sich nichts geändert. Auch die weiteren 
dort wohnhaften Mit-/Teileigentümer, die 
_______, unterstützen dieses Einwendungs-
schreiben ausdrücklich. 
 
A: Zur Flächennutzungsplanänderung  
 
Zur Absicht der Gemeinde Nordkirchen, eine 24.  
Änderung des Flächennutzungsplans durch-
zuführen, um für ein konkretes Erweiterungsvor-
haben des Stahlbaubetriebs Wierling die pla-
nungsrechtlichen Voraussetzungen zu schaffen, 
nehmen wir innerhalb der gesetzlichen Ausle-
gungsfrist des § 3 Abs. 2 BauGB wie folgt Stel-
lung: 
  
I. 
Nach hiesigem Kenntnisstand ist derzeit folgende 
Veränderung/Erweiterung des Stahlbau-betriebs 
Wierling auf Basis des aufzustellenden Bauleit-
plans beabsichtigt: Auf dem Flurstück 85 soll pa-
rallel zum Wohngrundstück unserer Mandanten 
(Flurstück 84) eine Betriebshalle errichtet werden. 
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Diese soll scheinbar nicht nur betriebliche, son-
dern auch lärmschützende bzw. lärmabschirmen-
de Funktionen erfüllen. Die Dimensionen der Hal-
le sollen 78,30m in der Länge, 25 m in der Breite 
und 8,20min der (First-) Höhe betragen. Errichtet 
werden soll die Betriebshalle mit einem Grenzab-
stand von 5 m (!) zum Flurstück unserer Mandan-
ten.  
 
II. 
 
Zu den planerischen Absichten der Gemeinde ist 
folgendes auszuführen:  
 
1.Rechtlicher Rahmen  
 
Zunächst ist auf die rechtlichen Rahmen-
bedingungen einzugehen, die sich vorliegend 
daraus ergeben, dass nicht nur ein Bebauungs-
plan aufgestellt, sondern paralleldazu der gelten-
de Flächennutzungsplan der Gemeinde Nordkir-
chen einer Veränderung unterzogen werden soll, 
vgl. dazu § 8 Abs. 3 S. 1 BauGB. 
 
Gemäß § 5 Abs. 1 S. 1 BauGB ist im Flächennut-
zungsplan für das ganze Gemeindegebiet die sich 
aus der beabsichtigten städtebaulichen Entwick-
lung ergebende Art der Bodennutzung nach den 
voraussehbaren Bedürfnissen der Gemeinde in 
den Grundzügen darzustellen. Der Flächennut-
zungsplan ist als Rechtsakt sui generis einer ge-
richtlichen Überprüfung weitgehend entzogen; so 
ist beispielsweise der Antrag auf Durchführung 
eines prinzipalen Normenkontroll-verfahrens vor 
dem Oberverwaltungsgericht nur in bestimmten 
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Fällen möglich (vgl.  dazu Jägerin Spannowsky / 
Uechtritz, 4. Aufl. 2022, § 5 Rn. 10 und 14 m. w. 
N.). 
 
Dies bedeutet jedoch keinesfalls, dass die Ge-
meinde bei der Aufstellung und Änderung ihres 
Flächennutzungsplans frei von rechtlichen Be-
schränkungen agieren könnte. Im Gegenteil han-
delt es sich beim Flächennutzungsplan im zwei-
stufigen Planungsgefüge des BauGB um denjeni-
gen Plan, der für die städtebauliche Entwicklung 
die maßgebende Leitfunktion entfaltet; er stellt die 
Weichen für die weitere bauliche Entwicklung 
(vgl. Jaeger aaO,  Rn.  6und 20m.w.N.).  
 
2. Zur geplanten 24. Änderung des Flächen-
nutzungsplans 
 
In den Schranken des oben skizzierten rechtli-
chen Rahmens kann die projektierte 24. Ände-
rung des Flächennutzungsplans der Gemeinde 
Nordkirchen nicht überzeugen.  
 
Derzeit ist der räumliche Änderungsbereich als 
Fläche für die Landwirtschaft ausgewiesen; die 
Änderung soll nun dergestalt erfolgen, dass der 
im Entwurf eingezeichnete Änderungsbereich 
fortan als Gewerbefläche ausgewiesen wird. Da-
bei soll, auch wenn dies in der vorläufigen Plan-
begründung nicht expliziert wird, namentlich der 
Stahlbaubetrieb Wierling Nutznießer der geplan-
ten Flächenausweisung sein.  
 
a) 
Für dieses Vorhaben fehlt es bereits an einem 

 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
Die Stellungnahme knüpft an ein sich angeblich 
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prognostischen Bedürfnis der Gemeinde. Wie §5 
Abs.1 S. 1 BauGB klarstellt, knüpft die Kompe-
tenz der Gemeinde zur Aufstellung und Änderung 
des Flächennutzungsplans an ein öffentliches, 
gemeindebezogenes Interesse an, welches die 
Intensität eines „Bedürfnisses“ erreichen muss. 
Vorliegend ist jedoch nicht erkennbar, dass ein 
öffentliches, die gesamte Gemeinde betreffendes 
Interesse an der avisierten Planung besteht. Im 
Vordergrund scheint vielmehr ein allein privatwirt-
schaftliches, den Stahlbaubetrieb Wierling betref-
fendes Interesse an der Planänderung zu beste-
hen. Dafür ist das Instrument der Flächennut-
zungsplanung aber nicht vorgesehen.  Es darf in 
diesem Zusammenhang nach unserem Dafürhal-
ten nicht verkannt werden, dass das BauGB ei-
nen „vorhabenbezogenen Flächennutzungsplan“ 
nicht kennt (vgl. hingegen zum vorhaben-
bezogenen Bebauungsplan insb. den § 12 
BauGB).  
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 

aus § 5 Abs. 1 BauGB ergebendes „öffentliches, 
gemeindebezogenes Interesse an, welches die 
Intensität eines Bedürfnisses erreichen müsse". 
Was damit im Zusammenhang mit der Entwick-
lung von Bauflächen gemeint sein soll, bleibt of-
fen. Richtiger Anknüpfungspunkt ist vielmehr § 1 
Abs. 3 Satz 1 BauGB. 
Danach haben die Gemeinden die Bauleitpläne 
aufzustellen, sobald und soweit es für die städte-
bauliche Entwicklung und Ordnung erforderlich 
ist. Was in diesem Sinne erforderlich ist, bestimmt 
sich nach der planerischen Konzeption der Ge-
meinde. Der Gesetzgeber ermächtigt die Ge-
meinden, diejenige Städtebaupolitik zu betreiben, 
die ihren städtebaulichen Ordnungsvorstellungen 
entspricht1. Wichtige Anhaltspunkte für mögliche 
städtebauliche Belange, die eine Bauleitplanung 
rechtfertigen können, bietet § 1 Abs. 6 BauGB, 
der beispielhaft eine Vielzahl baulicher Belange 
benennt. Zu diesen Belangen zählen gem. § 
1Abs. 6 Nr. 8 a) BauGB auch die Belange der 
Wirtschaft. Die Ausweisung von Gewerbeflächen 
dient vor allem dazu, die Wirtschaftskraft der 
Gemeinde zu stärken. Die Bindung der Bauleit-
planung an das Wohl der Allgemeinheit schließt 
nur Planungen aus, die ausschließlich privatnüt-
zigen oder fiskalischen Interessen dienen. Pla-
nungen sind allerdings nicht schon dann verbo-
ten, wenn sie (auch) privaten Interessen dienen 
und durch private Interessenträger angestoßen 
worden sind. Die Förderung der heimischen Wirt-
schaft durch Ausweisung von Gewerbegebiets-
flächen, die der konkreten Erweiterung eines mit-
telständischen Bestandsbetriebes dient, ist zu-
gleich auch eine legitime gemeindliche Pla-
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b) 
Des Weiteren ist an das planerische Gebot der 
Konfliktlösung zu erinnern, dass nicht nur im Be-
reich der Bebauungsplanung gilt (wo es seine 
gesetzliche Ausprägung insbesondere im Abwä-
gungsgebot des § 1 Abs. 7 BauGB findet), son-
dern auch bereits auf der Ebene der vorbereiten-
den Bauleitplanung bzw. der Flächennutzungs-
planung (vgl.  dazu Söfker in Ernst/ 
Zinkahn/Bielenberg, BauGB, Lfg. 130, 08/2018, § 
5 Rn. 12 m. w. N.). 
 
Mit der geplanten 24. Änderung des Flächennut-
zungsplans zeichnet sich jedoch ein gravierender 
Konflikt bzw. eine bodenrechtliche Spannung mit 
der unmittelbar benachbarten Wohnnutzung un-
serer Mandantschaft ab. Die zu planende Gewer-
befläche schließt direkt an das von unserer Man-
dantschaft privat bewohnte Flurstück 84 an. Die 
informell vom Unternehmen Wierling kommuni-
zierte Absicht, durch die Errichtung einer großen 
Betriebshalle auch einen passiven Schallschutz 
zu schaffen, überzeugt nicht einmal ansatzweise. 
Es steht zu befürchten, dass durch das direkte 
Aneinanderfügen einer Gewerbefläche an eine 
Wohnfläche bodenrechtliche Konflikte heraufbe-
schworen werden, die im Verfahren der Bebau-

nungsaufgabe. Einen konkreten Bedarfsnachweis 
müssen weder die Gemeinde noch der Gewerbe-
betrieb liefern. Insofern gilt nichts anderes als bei 
anderen Grundstücksnutzungen auch. 
Die Bauleitplanung ist im Sinne des § 1 Abs. 3 
Satz 1 BauGB erforderlich und dient zugleich 
dem gemeindlichen Interesse des § 5 Abs. 1 
BauGB. 
 
Es gibt keinen Rechtssatz, wonach Bauleitpla-
nung keinen Konflikt schaffen darf. Ein derartiger 
Grundsatz würde in einem so hochtechnologisier-
ten Land wie Deutschland zum Stillstand der 
Entwicklung und des Städtebaurechts führen. Die 
unterschiedlichen öffentlichen und privaten Be-
lange stoßen häufig aufeinander und durchaus 
auch die unterschiedlichen öffentlichen Belange 
untereinander, sodass die Rechtsprechung nicht 
der Konfliktvermeidung, sondern dem Gebot der 
Konfliktbewältigung das Wort redet. Die Stellung-
nahme enthält an dieser Stelle keine substantiier-
ten Ausführungen, dass der hier in der Tat im 
Raum stehende Konflikt zwischen gewerblicher 
Nutzung und Wohnnutzung unauflöslich wäre. 
Um das zu belegen, bedarf es mehr als die Nen-
nung des Stichwortes „Trennungsgrundsatzes”, 
der hier nicht betroffen ist. 
Mit der Aufstellung des vorhabenbezogenen Be-
bauungsplanes und der dazu erstellten Gutach-
ten wird deutlich, dass unter Immissionsschutz-
gesichtspunkten kein Konflikt zwischen den ver-
schiedenen Nutzungen besteht, sondern das Ne-
beneinander der verschiedenen Nutzungen kon-
fliktfrei möglich ist.  
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ungsplanung (Stichwort: Trennungsgrundsatz, 
vgl.  § 50 BImSchG) und erst recht im Verfahren 
der Baugenehmigung nicht mehr zufriedenstel-
lend aufzulösen sein werden.  
 
Insoweit muss sich die Gemeinde Nordkirchen 
nach unserer Auffassung bereits jetzt des sie be-
treffenden Gebotes planerischer Konflikt-
bewältigung in geschärfter Weise bewusst sein. 
 
B. Zur 6. Änderung des Bebauungsplans Nr. 
16  
 
Zur Absicht der Gemeinde, den Bebauungsplan 
Nr. 16 „Gewerbegebiet Capelle“ – 6. Änderung 
und Erweiterung aufzustellen, nehmen wir na-
mens unserer Mandanten wie folgt Stellung: 
 
 I. 
Eingangs der Planbegründung mit Stand vom 
05.12.2023 (siehe dort S. 5) wird vorgetragen, der   
auf Parzelle 223 ansässige metallverarbeitende   
Betrieb am westlichen Rand des projektierten 
Bebauungsplangebietes benötige zur Standortsi-
cherung eine Erweiterung der Betriebsfläche. 
Eine bisher als Holzlagerfläche festgesetzte Flä-
che würde als gewerbliche Baufläche für eine 
Bebauung in Anspruch genommen. Hierfür sollten 
die östlich angrenzenden Flächen genutzt wer-
den. 
 
1. Mangelnde städtebauliche Erforderlichkeit  
 
Zunächst ist zu rügen, dass der beabsichtigte 
Bebauungsplan keine städtebauliche Erforder-
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lichkeit erkennen lässt.  
 
Gemäß § 1 Abs. 3 S. 1 BauGB haben die Ge-
meinden die Bauleitpläne aufzustellen, sobald 
und soweit dies für die städtebauliche Entwick-
lung erforderlich ist.  
 
Diese Voraussetzungen sind nicht erfüllt, denn 
ausweislich der Planbegründung soll der Bebau-
ungsplan allein der Erweiterung des Metallbaube-
triebs Wierling zugutekommen (dies hält das Im-
missionsschutzgutachten des Ingenieurbüros 
Normec Uppenkamp vom 16.11.2023 auf S. 5 
und 11ausdrücklich fest; zeichnerisch ergibt sich 
dies in aller Deutlichkeit auch aus der Grafik auf 
S. 18 des benannten Gutachtens; siehe auch 
Planbegründung, S. 27). Diese Absicht lässt sich 
in Form eines sog. Angebotsbebauungsplans 
indes rechtlich nicht darstellen, denn durch die 
Bebauungsplanung würden ersichtlich allein pri-
vatwirtschaftliche Interessen befriedigt, die mit der 
(am Allgemeinwohl orientierten) städtebaulichen 
Entwicklung nicht kongruent sind. Angesichts des 
Umstandes, dass bereits der projektierten 24. 
Flächennutzungsplanänderung ein gemeindliches 
Bedürfnis fehlen dürfte (vgl. dazu erneut § 5 Abs. 
1 S. 1 BauGB sowie oben A.II.2.a)), ist eine städ-
tebauliche Erforderlichkeit für die Aufstellung des 
Bebauungsplans Nr.16 erstrecht nicht erkennbar. 
Das taugliche Instrument für die beabsichtigte 
Bebauungsplanung wäre im Zweifel ein vorha-
benbezogener Bebauungsplan gemäß §12 
BauGB. Ein solcher setzte indes eine Ausweisung 
der zu beanspruchenden Flächen als Gewerbe-
fläche nach Maßgabe eines Bedürfnisses der 

 
 
Die Bedenken hinsichtlich der Erforderlichkeit der 
vorliegenden Bebauungsplanänderung werden 
zurückgewiesen. Auf die Ausführungen zur Erfor-
derlichkeit der Änderung des Flächennutzungs-
planes (siehe oben) wird verwiesen. Diese gelte 
in gleicher Weise für die Änderung eines des Be-
bauungsplanes. 
Soweit die Stellungnahme einen Angebotsbe-
bauungsplan als untaugliches Mittel bezeichnet 
und den vorhabenbezogenen Bebauungsplan als 
allein zulässigen Plantyp ansieht, ist dem nicht zu 
folgen. Zunächst hat die Wahl des Plantyps 
nichts mit der Erforderlichkeit der Bauleitplanung 
nach § 1 Abs. 3 Satz 1 BauGB zu tun, sondern ist 
Teil der Abwägung nach § 1 Abs. 7 BauGB. Die 
Argumentation verkennt vor allem, dass die Ge-
meinde bei der Wahl ihrer Planungsinstrumente 
frei ist. Will sie ein bestimmtes Projekt planerisch 
absichern, hat sie die Wahl zwischen einem sog. 
projektorientierten Angebotsbebauungsplan und 
einem vorhabenbezogenen Bebauungsplan. Es 
besteht kein Anwendungsvorrang des vorhaben-
bezogenen Bebauungsplans.  
Unabhängig davon wurde der Anregung, für die 
planungsrechtliche Sicherung des geplanten Vor-
habens einen vorhabenbezogenen Bebauungs-
plan aufzustellen, gefolgt. Dies vor allem aus dem 
Grunde, um die zulässige gewerbliche Nutzung 
möglichst genau auf das geplante Vorhaben fest-
zuschreiben und damit die Belastung des Nach-
barn soweit als möglich zu begrenzen.  
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Gemeinde Nordkirchen voraus, woran es aller-
dings (auch) fehlt, wie oben gezeigt wurde. Zu-
dem wäre auch die Aufstellung eines vorhaben-
bezogenen Bebauungsplans an das Vorliegen 
einer städtebaulichen Erforderlichkeit gebunden. 
 
2. Abwägungsfehlerhaftigkeit des Bebau-
ungsplans  
 
Unbeschadet der obigen Ausführungen leidet die 
6. Änderung des Bebauungsplans Nr. 16 in seiner 
derzeitigen Entwurfsform an durchgreifenden Ab-
wägungsfehlern, welche seine materielle Rechts-
widrigkeit bedingen.  
 
Gemäß § 1 Abs. 7 BauGB sind bei der Aufstel-
lung der Bauleitpläne die öffentlichen und privaten 
Belange gegeneinander und untereinander ge-
recht abzuwägen. Im Rahmen dieses Abwä-
gungsgebots stellt das Eigentum der von der Pla-
nung Betroffenen anerkanntermaßen einen ganz 
zentralen Belang dar; es ist selbstverständlich 
und in hervorgehobener Weise zu berücksichti-
gen. Einbezogen werden müssen dabei nicht nur 
die Interessen der unmittelbar im Geltungsbereich 
des Bauleitplans gelegenen Eigentümer, sondern 
das Abwägungsgebot vermittelt auch der Nach-
barschaft des Plangebiets eigentumsrechtlichen   
Drittschutz gegenüber planbedingten Beeinträch-
tigungen, die in einem adäquat kausalen Zusam-
menhang mit der Planung stehen (siehe Dirnber-
ger in Spannowsky/Uechtritz, aaO, § 1 Rn. 156 
m.w.N.).  
Diesen Anforderungen wird die 6. Änderung des 
Bebauungsplans Nr. 16 nicht gerecht.  

 
 
 
 
 
 
 
 
 
Die Bedenken hinsichtlich der Berücksichtigung 
des Immissionsschutzes im Rahmen der vorlie-
genden Bauleitplanung werden zurückgewiesen. 
Die an das Wohnhaus der Stellungnehmenden 
heranrückende Gewerbenutzung kann zu einer 
erhöhten Lärmbelastung führen. Den Konflikt hat 
die Gemeinde erkannt und deshalb die Schal-
limmissionsprognose vom 16.11.2023 eingeholt, 
die zwischenzeitlich noch einmal, angepasst an 
das konkrete Vorhaben, überarbeitet wurde. . 
Der B-Plan setzte im Bereich der Erweiterungs-
flächen zum Zeitpunkt der öffentlichen Auslegung 
insgesamt ein Gewerbegebiet fest und gliedert 
dieses über eine Festsetzung zu den Abstands-
klassen nach § 1 Abs. 4 BauGB.  
Zwischenzeitlich wurde das Verfahren auf das 
eines vorhabenbezogenen Bebauungsplan gem. 
§ 12 BauGB umgestellt. Somit erfolgt eine kon-
krete Festlegung der zulässigen Nutzungen und 
Beschreibung deren Auswirkungen auf die an-
grenzende Bebauung. Der Immissionsschutz des 
östlich angrenzend im Außenbereich gelegenen 
Wohngebäudes ist demnach gewährleistet. 
 
 
 



Bebauungsplan 6. Änderung Gewerbegebiet Capelle 
Übersicht über die Stellungnahmen und Abwägungsvorschläge 
 
 

        Seite 20 von 29 
 

 

a) Schallschutzrechtliche Gesichtspunkte  
 
Im Immissionsschutzgutachten des Ingenieurbü-
ros Normec Uppenkamp vom 16.11.2023 wird die 
Liegenschaft unserer Mandanten mit den Immis-
sionspunkten „IPF“ und „IPG“ beschrieben, siehe 
Gutachten vom 16.11.2023, S. 34 f. Der Ansatz 
der Immissionsrichtwerte orientiert sich wegen 
der Belegenheit des Flurstücks 84 im planungs-
rechtlichen Außenbereich an den Richtwerten für 
ein Mischgebiet (vgl. insofern Nr. 6.1 lit. d) TA-
Lärm). 
 
Auf S. 37 kommt das Gutachten zu dem Ergeb-
nis, dass an den Aufpunkten unserer Mandant-
schaft die Richtwerte von 60dB(A) am Tag und 45 
dB(A) in der Nacht eingehalten werden; konkret 
würden diese sowohl am Immissionsort IPF als 
auch am Immissionsort IPG tags um acht und 
nachts um fünf dB(A) unterschritten. 
 
 
 
 
 
 
aa)  
Hieran ist einmal zu monieren, dass das Immissi-
onsschutzgutachten vom 16.11.2023 eine etwai-
ge Tonhaltigkeit der zu erwartenden Ge-
räuscheinwirkungen ausblendet. Auf S. 38 des 
Gutachtens heißt es dazu:  
 
„Im Rahmen der Schallimmissionsprognose wird 
vorausgesetzt, dass das geplante Vorhaben nach 

 
 
Im Hinblick auf das Immissionsgutachten ist fest-
zustellen, dass in der überarbeiteten Fassung für 
den vorhabenbezogenen Bebauungsplan nun-
mehr im Ergebnis festgestellt wird, dass der für 
Wohnvorhaben im Außenbereich maßgebliche 
Immissionsrichtwert für Kern-, Dorf- und Misch-
gebiete nach Nr. 6.1 Satz 1 d) um 16 dB(A) un-
terschritten wird. Damit werden sogar der für rei-
ne Wohngebiete geltende Wert von 50 dB(A) si-
cher und selbst der für Kurgebiete geltende Wert 
von 45 dB(A) eingehalten. Für die Fälle einer Zu-
satzbelastung von 6 dB(A) unterhalb des maß-
geblichen Immissionsrichtwertes sind nach Nr. 
3.2.1 2. Absatz TA Lärm die Vor- und Gesamtbe-
lastung nicht mehr zu ermitteln, weil anzunehmen 
ist, dass die Zusatzbelastung für die künftige Ge-
samtbelastung irrelevant sein wird. Liegt die 
prognostizierte Zusatzbelastung – wie hier – so-
gar mehr als 10 db(A) unter dem Richtwert, gehö-
ren die Immissionsorte nicht mehr zum Einwir-
kungsbereich einer Anlage, Nr. 2.2 a) TA Lärm. 
Insofern ist keine Lärmbeeinträchtigung der 
Nachbarbebauung durch das vorliegende Vorha-
ben zu befürchten.  
 
 
 
 
 
 
 
 
 



Bebauungsplan 6. Änderung Gewerbegebiet Capelle 
Übersicht über die Stellungnahmen und Abwägungsvorschläge 
 
 

        Seite 21 von 29 
 

 

dem Stand der Technik zur Lärmminderung er-
richtet und betrieben wird und somit Tonhaltigkei-
ten im Anlagengeräusch nicht zu berücksichtigen 
sind. Zuschläge für Tonhaltigkeiten gemäß [TA 
Lärm], Anhang A.2.5.2, werden daher bei der  
Prognose nicht vergeben. Die Maßnahmen zur 
Lärmminderung an den Gebäuden und an den 
technischen Anlagen sind in der Form auszule-
gen, dass im Immissionsbereich kein relevantes 
tonhaltiges Geräusch auftreten.“ 
 
Dies halten wir schon deshalb nicht für überzeu-
gend, weil nicht mit der gebotenen Sicherheit an-
genommen werden kann, dass das Unternehmen 
Wierling als stahlverarbeitender Betrieb über-
haupt in der Lage ist, immissionsrechtlich relevan-
te Tonhaltigkeiten im Anlagengeräusch durch 
technische Vorkehrungen auszuschließen. Nach 
hiesiger Auffassung hätte sich das Immissions-
schutzgutachten dezidiert mit der Frage ausei-
nandersetzen müssen, ob tonhaltige Geräusche 
zu erwarten sind (etwa durch Lüftungsanlagen o. 
ä.). 

 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 

 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
Die Stellungnahme rügt, dass die Annahme des 
Gutachtens, eine Tonhaltigkeit sei nicht festzu-
stellen und zu berücksichtigen, fehlerhaft sei. 
Insoweit liege ein Ermittlungsdefizit vor. 
Die Stellungnahme ist schon im Ansatz nicht 
schlüssig. Nach Anhang A.2.5.2 zur TA Lärm 
führt die Ton- und Informationshaltigkeit eines 
Geräusches je nach Auffälligkeit zu einem Zu-
schlag von 3 dB(A) oder 6 dB(A) auf den im Übri-
gen prognostizierten Pegel. Selbst wenn man zu 
dem vom Gutachten prognostizierten Pegel von 
44 dB (A) den höchstmöglichen Zuschlag für 
Tonhaltigkeit von 6 dB(A) hinzurechnen würde, 
bliebe die Belastung mit 50 dB(A) deutlich unter-
halb der Irrelevanzgrenze und läge das Woh-
nungseigentum der Stellungnehmenden weiterhin 
außerhalb des Einwirkungsbereiches des Vorha-
bens.  
Darüber hinaus geht die Prognose auf frühere 
Messungen des Gutachters im Bestandsbetrieb 
Wierling zurück. Die ermittelten Tonspektren ha-
ben seinerzeit keine Tonhaltigkeit gezeigt. Die 
Beschreibung des Vorhabens im Geltungsbereich 
des vorhabenbezogenen Bebauungsplans gibt 
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bb)  
Zum anderen muss die Frage aufgeworfen wer-
den, inwieweit in der geplanten Betriebshalle in 
unmittelbarer Nachbarschaft zum Wohngrund-
stück unserer Mandanten tieffrequente Geräu-
sche verursacht werden.  
 
Das Immissionsschutzgutachten hat sich aus-
weislich dessen S. 35 lediglich mit A-bewerteten 
Oktav-Schallpegeln im Frequenzbereich von 63 
Hz bis 8.000 Hz auseinandergesetzt, also mit 
Geräuschen, die deutlich im Hörbereich eines 
Erwachsenen liegen. Nicht geklärt ist die Frage, 
ob das gewerbliche bzw. industrielle Vorhaben   
des Unternehmens Wierling auch nachbarrechtli-
che relevante Immissionen im Frequenzbereich   
von 20 Hz und weniger emittiert. 
 
Es ist bekannt, dass insbesondere niederfrequen-
te, langwellige Schallereignisse sich sehr gut über 
den Boden und über große Distanzen ausbreiten 
können. Durch die Anregung von Gegenständen 
in anderen Gebäuden können dann Schwingun-
gen reproduziert werden, die erheblich belästi-
gend und mitunter sogar gesundheitsgefährdend 
wirken. In diesem Zusammenhang ist zum Leid-
wesen unserer Mandanten vollkommen offen, wie 
die Gemeinde Nordkirchen planerisch mit dieser 
möglichen Immissionsquelle, die bei einem Be-
trieb der Metallverarbeitung nicht fernliegt, umge-
hen will.  
 
Die Beurteilung nach Nr. 7.3 Abs.  1 und Nr. A.1.5 

keinen Anhaltspunkt für die Annahme, dass nun-
mehr tonhaltige Geräusche auftreten.  
 
Die Stellungnahme rügt, dass die Lärmimmissi-
onsprognose keine tieffrequenten Geräusche 
berücksichtige. 
Für die Prognose tieffrequenter Geräusche gibt 
es kein normativ oder anderweitig verbindlich 
festgelegtes Berechnungsverfahren. Im Rahmen 
von detaillierten Prognosen nach A.2.3 des An-
hangs zur TA Lärm erfolgt die Berechnung der 
Immissionspegel in den Mittelfrequenzen 63 Hz 
bis 4.000 Hz. Im Hinblick auf tieffrequente Geräu-
sche verweist die TA Lärm in A.1.5 des Anhangs 
auf die DIN 45680 „Messung und Beurteilung 
tieffrequenter Geräuschimmissionen“, Ausgabe 
März 1997, und das dazugehörende Beiblatt 1. 
Danach sind schädliche Umwelteinwirkungen 
nicht zu erwarten, wenn die in Beiblatt 1 genann-
ten Anhaltswerte nicht überschritten werden. Der 
abschließende Nachweis kann nur durch eine 
Messung erbracht werden. 
Die zuvor bereits erwähnten Messungen im Be-
standsbetrieb Wierling haben keinen Anhalts-
punkt für tieffrequente Geräusche ergeben. 
Gegebenenfalls kann in nachlaufenden Geneh-
migungsverfahren durch entsprechende Neben-
bestimmungen zur Zulassungsentscheidungen 
(z.B. Einbau eines geeigneten Schalldämpfers) 
nachgesteuert werden. 
Das Gutachten ist auch insoweit methodisch feh-
lerfrei.  
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der Anlage der TA Lärm i. V. m. der DIN 
45680:1997-03 ist maßgeblich, um auch im Be-
reich des tieffrequenten Schalls schädliche Um-
welteinwirkungen (vgl. § 5 Abs. 1 Nr. 1 BImSchG) 
auszuschließen; dann muss sich das Lärmgut-
achten bzw. die Schallimmissionsprognose auch 
mit dieser Thematik auseinandersetzen, um auf 
der „sicheren Seite“ zu liegen. 
 
b) Weitere abwägungserhebliche Gesichts-
punkte  
Des Weiteren muss die konkrete Wohn-und Le-
benssituation unserer Mandanten und ihrer Fami-
lie in den Blick gerückt werden.  
 
Die Mutter bzw.  Schwiegermutter unserer Man-
danten bewohnt das benachbarte Haus auf dem 
Flurstück 84 bereits seit dem Jahr 1951, ist also 
lange, bevor in der Umgebung irgendeine Form 
von Gewerbegebiet angesiedelt worden ist, dort 
sesshaft geworden. Die Aussicht darauf, dass 
durch eine Erweiterung der Gewerbeflächen bis 
unmittelbar an die Grundstücksgrenze die Le-
bensqualität noch einmal deutlich negativ beein-
flusst wird, macht ihr schwer zu schaffen. Sie ist 
vor längerer Zeit bereits einmal an Depressionen 
erkrankt. Unsere Mandanten erkennen deshalb 
die Gefahr, dass die extreme Baumasse in Kom-
bination mit der räumlichen Nähe von wenigen 
Metern und dem dadurch verursachten Lichtent-
zug sowie dem Blick auf eine „graue Wand“ zu 
einem erneuten Krankheitsschubführen könnte; 
dem Gebot der Rücksichtnahme entspricht die 
zusätzlich ausgewiesene und projektierte Bebau-
ung ausdrücklich nicht.  

 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
Die Stellungnahme weist unter dem Aspekt des 
Rücksichtnahmegebotes auf die besondere Si-
tuation der Mutter der Sonder/Teileigentümer hin, 
die in dem Wohnhaus seit 1951 sesshaft gewor-
den sei und nicht damit habe rechnen müssen, 
dass Gewerbe so nahe an ihr Haus heranrücke. 
Das Vorhaben lasse einen Krankheitsschub be-
fürchten. Außerdem verliere das Wohngrundstück 
an Wert. 
Die Gemeinde hat im Bebauungsplanerfahren die 
bodenrechtlich relevanten Aspekte nach § 1 Abs. 
7 BauGB abzuwägen. Der Bauleitplan ist seiner 
Natur nach auf eine lange Vollzugsdauer ange-
legt. Von daher sind sich ständig ändernde Le-
bensumstände einzelner Grundstücksnutzer 
(Bewohner) nicht abwägungsrelevant. Zudem ist 
die unausgesprochene Annahme, das Wohnen 
im Außenbereich sei besonders schutzwürdig, 
zumal wenn es lange andauere, von § 35 BauGB 
nicht gestützt. Im Außenbereich soll grundsätzlich 
nicht gewohnt werden. Geschieht das – aus wel-
chen Gründen auch immer – gleichwohl recht-
mäßig, müssen die Wohnnutzer jedenfalls mit 
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Es dürfte schließlich auf der Hand liegen, dass 
die Immobilie unserer Mandanten aufgrund der 
heranrückenden gewerblichen Bebauung erheb-
lich an Wert verlieren wird.  
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
3. Tier-und naturschutzrechtliche Aspekte des 
Planvorhabens  
 
Abschließend verdienen auch die tier-und natur-
schutzrechtlichen Aspekte der avisierten Planung 
eine nähere Betrachtung.  
 
Gemäß § 1 Abs. 6 Nr. 7 lit. a) BauGB sind bei der 
Aufstellung der Bauleitpläne insbesondere die 
Auswirkungen auf Tiere, Pflanzen, Fläche, Bo-
den, Wasser, Luft, Klima   und das Wirkungsge-
füge zwischen ihnen sowie   die Landschaft und 
die biologische Vielfalt zu berücksichtigen.  
 
Dies geschieht nach Maßgabe der vorgelegten 
Planung nach hiesiger Auffassung noch nicht in 
einem rechtlich ausreichenden Maße. 
 

emittierenden Außenbereichsnutzungen nach § 
35 Abs. 1 Nr. 4 BauGB oder auch mit einer Sied-
lungsentwicklung in den Außenbereich hinein 
rechnen. Der Wunsch, von einer derartigen Ent-
wicklung verschont zu bleiben, ist nicht abwä-
gungsrelevant. 
Ebenso wenig abwägungsrelevant ist der 
Wunsch eines Grundstückseigentümers, Bauleit-
planung möge sich stets werterhaltend oder wert-
steigernd auswirken. Der Grundstückswert ist 
situationsgebunden und kann sich im Laufe der 
Zeit zum Besseren oder Schlechteren ändern. 
Das allein bewirkt nach ständiger Rechtspre-
chung keinen Abwägungsmangel, solange die 
Planung im Übrigen rechtmäßig ist. 
Der Stellungnahme wird nicht gefolgt. 
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Unsere Mandanten haben in ihrer Wohnumge-
bung mehrere Vogelschutzgehölze angelegt. Es 
steht zu erwarten, dass die dort heimisch gewor-
denen Vogelarten durch die große Nähe der auch 
geräuschintensiven Betriebshalle empfindlich 
gestört werden. Diesen Aspekt finden unsere 
Mandanten im derzeitigen Stand der Planbegrün-
dung nicht ausreichend gewürdigt.  
 
Hinzu kommt, dass im rückwärtigen Bereich des 
Flurstücks 84 jedes Jahr eine große Krötenwan-
derung beobachtet werden kann. Auch hier steht 
eine Beeinflussung durch das Planvorhaben zu 
erwarten.  
 
 
 
 
Auch ist zu bedenken, dass für Bäume der 1. 
Ordnung wie die Eiche und die Hainbuche der in 
der Planzeichnung vorgesehene, nur 5 m schma-
le Pflanzstreifen kaum ausreichen wird. Nach der 
Lebenserfahrung steht zu erwarten, dass bereits 
nach ein paar Jahren des Wachstums die Äste 
der Bäume sowohl in die Betriebshalle als auch in 
das Wohnhaus unserer Mandanten ausschlagen 
werden. 
 
 
 
 
 
 
 
 

Die Stellungnahme weist in diesem Zusammen-
hang auf selbst angelegte Vogelschutzgehölze, 
eine jährliche Krötenwanderung und einen zu 
schmalen Pflanzstreifen hin. 
Abgesehen davon, dass sich die nicht weiter be-
schriebenen Vogelschutzgehölze nur auf dem 
eigenen Grundstück befinden können und nicht 
erkennbar ist, warum diese durch das Vorhaben 
beeinträchtigt werden und wo genau die Kröten-
wanderung erfolgt, hat sich der Kreis als untere 
Naturschutzbehörde mit dem Bebauungsplan und 
seinen naturschutzrechtlichen Auswirkungen be-
fasst und zwar den naturschutzrechtlichen ge-
setzlichen Ausgleich eingefordert, aber keine Be-
denken gegen die Planung geltend gemacht.  
Der Stellungnahme wird hinsichtlich des Natur-
schutzes nicht gefolgt.   
 
Die Bedenken hinsichtlich der anzupflanzenden 
Gehölze werden zurückgewiesen. Die zu dem 
Bebauungsplan erstellte Pflanzliste sieht eine 
ausreichende Auswahl unterschiedlicher Gehölze 
vor, deren Pflanzung nicht zu einer Beeinträchti-
gung der geplanten Halle oder auch des ange-
sprochenen Wohnhauses führen wird. Die Pflan-
zung von Bäumen 1. Ordnung hat nicht zwingend 
in dem Pflanzstreifen zwischen Betriebshalle und 
Wohnhaus zu erfolgen. Diese können z.B. un-
problematisch in dem zur Magdheide orientierten 
Pflanzstreifen angepflanzt werden, wo sie wirk-
sam zur Eingrünung des Standortes zur freien 
Landschaft beitragen.    
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II. 
 
Wie oben gezeigt, leidet der Entwurf der 6. Ände-
rung des Bebauungsplans Nr. 16 an durchgrei-
fenden rechtlichen Mängeln. 
 
Ihm fehlt es bereits an einer gemäß § 1 Abs. 3 S. 
1 BauGB zwingend zu fordernden städtebauli-
chen Rechtfertigung, denn obwohl es sich nach 
der Konzeption des Plans um einen Angebotsbe-
bauungsplan handeln soll, wird dieser ausschließ-
lich eines einzelnen, privatwirtschaftlich ausge-
richteten Unternehmens, der Firma Wierling, zu-
gutekommen. Dies ist auch mit Blick auf das ei-
gentlich weitgefasste planerische Ermessen der 
Gemeinde nicht akzeptabel. 
 
Unbeschadet dieses rechtlichen Mangels stellt 
sich der Planungsstand in seiner jetzigen Form 
auch als abwägungsfehlerhaft dar. Er wird den   
rechtlichen Anforderungen an einen angemesse-
nen Schallschutz unserer Mandanten nicht ge-
recht, dies insbesondere mit Blick auf mögliche    
tieffrequente Schallquellen. Maßgebliche Aspekte    
des Natur-und Umweltschutzes werden nicht hin-
reichend abgearbeitet.  
 
Sollte die Gemeinde Nordkirchen trotz der oben 
beschriebenen rechtlichen Defizite an ihrer Pla-
nungsabsicht festhalten, möchten wir zum Schutz 
unserer Mandanten jedenfalls die folgenden Än-
derungs-bzw. Ergänzungsvorschläge zur Prüfung 
stellen,  wobei  die  Einleitung eines späteren 
Normenkontrollverfahrens ausdrücklich vorbehal-
ten bleiben muss: 

 
 
Der Aussage, der vorliegende Bebauungsplan 
leide an durchgreifende Mängel, wird zurückge-
wiesen. 
 
Wie oben bereits dargestellt, ist der Bebauungs-
plan städtebaulich erforderlich, um die planungs-
rechtlichen Grundlagen für die Erweiterung des 
angrenzend gelegenen Betriebes zu schaffen. 
 
 
 
 
 
 
 
Die Bedenken hinsichtlich der Berücksichtigung 
des Schallschutzes in dem Bebauungsplan wer-
den, wie oben bereits dargelegt, zurückgewiesen. 
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(1) Die vorgesehenen Grenzabstände sollten so-

wohl zur Gewährleistung des Schallschutzes 
als auch zur ausreichenden Versorgung der 
Wohnnutzung mit Sonnenlicht deutlich ver-
größert werden. Es geht nicht an, dass un-
sere Mandanten zum Zwecke der Gewinn-
maximierung eines Privatunternehmens 
spiegelbildlich eine Minimierung ihrer Wohn-
und Lebensqualität hinzunehmen   haben, 
dies jedoch, ohne selbst irgendwelche Vor-
teile aus der Planung zu ziehen. 

 
 
(2) Die Trauf-und Firsthöhen der geplanten Be-

triebshalle sollten auf der zum Flurstück 84 
unserer Mandanten zeigenden Gebäudeseite 
um 2-3m abgesenkt werden. Auch dies wür-
de der ausreichenden Versorgung der Wohn-
liegenschaft mit Sonnenlicht dienen und die 
erdrückende Wirkung des Baukörpers ver-
ringern. 

 
 
 
 
(3) In östlicher Richtung, also wiederum zum 

Flurstück 84 ausgerichtet, sollte eine Be-
pflanzung mit einer Reihe von Säulenhain-
buchen in einem ausreichend großen Pflanz-
bzw. Grünstreifen erfolgen, um die optisch 
erdrückende Wirkung des massiven Baukör-
pers abzuschirmen und zu dämpfen. Hier-
durch ergäbe sich aus der Perspektive unse-
rer Mandantschaft ein „Ausblick wie am 

 
Die Anregung, die Grenzabstände der geplanten 
Bebauung zu vergrößern, wird nicht berücksich-
tigt. Die geplante Halle besitzt bei einer Traufhö-
he von ca. 6 m bezogen auf das bestehende Ge-
ländeniveau einen Grenzabstand von 5 m. Damit 
wird der gemäß BauO NRW in diesem Fall erfor-
derliche Grenzabstand von 3m bereits deutlich 
überschritten. Vor diesem Hintergrund ist weder 
von einer in abwägungserheblichen Beeinträchti-
gung der Besonnung des Grundstücks auszuge-
hen noch hat dieser Abstand relevante Auswir-
kungen auf die Schallbelastungen.   
 
Die Anregung, die Trauf- und Firsthöhen der ge-
planten Bebauung um 2-3 m zu senken, wird 
nicht berücksichtigt.  
Mit einer maximalen Traufhöhe von ca. 6 m und 
einer Firsthöhe von ca. 10 m (jeweils bezogen auf 
das bestehende Geländeniveau) lässt der Be-
bauungsplan keine Bebauung zu von der unter 
Berücksichtigung der festgelegten Abstände eine 
„erdrückende” Wirkung ausginge. Eine wesentli-
che Beeinträchtigung der Besonnnung des 
Grundstücks ist nicht festzustellen (s.o.). 
 
Der Anregung, auf der östlichen Seite des Bau-
körpers eine Bepflanzung vorzusehen, wurde in 
Teilen gefolgt.  
An dieser Stelle erscheint die Pflamnzung von 
Säulenhainbuchen allerdings wenig zielführend, 
da von diesen wiederum die oben angesproche-
ne Verschattungsproblematik für das Grundstück 
verstärkt würde. 
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Waldrand“, was ebenfalls dazu dienen wür-
de, die vereinnahmende Wirkung des ge-
werblichen Baukörpers abzumildern. 

 
C. Ergebnis 
 
Im Ergebnis ist nach hiesiger Auffassung folgen-
des festzuhalten und noch einmal zu betonen:  
 
1.  
Bereits die 24. Änderung des Flächennutzungs-
plans begegnet durchgreifenden rechtlichen Zwei-
feln, da es angesichts der allein dem Unterneh-
men Wierling zugutekommenden Flächen-
ausweisung an einem gemeindlichen Bedürfnis 
für die Planänderung im Sinne von § 5 Abs. 1 S. 1 
BauGB fehlen dürfte. 
 
2.  
Die 6. Änderung des Bebauungsplans „Gewerbe-
gebiet Capelle“ kann keine städtebauliche Erfor-
derlichkeit gemäß §1 Abs.3 S. 1 BauGB für sich 
in Anspruch nehmen, da es sich ersichtlich um 
eine Planung handelt, die allein im privaten Inte-
resse eines einzelnen Investors erfolgt. Das dafür 
einschlägige rechtliche Instrument wäre im Zwei-
fel der vorhabenbezogene Bebauungsplan im 
Sinne von § 12 BauGB, jedoch  nicht  der  hier  
gewählte Angebotsbebauungsplan; auch ein vor-
habenbezogener Bebauungsplan würde sich je-
doch wegen der alleinigen  Privatnützigkeit  der   
Planung auf keine städtebauliche Erforderlichkeit   
stützen können. 
 
3.  

 
 
 
 
 
 
Die zusammenfassende Bewertung der Planung 
wird, wie oben bereits im Detail dargestellt zu-
rückgewiesen.  
 
Im Rahmen der Planung wurde das Verfahren als 
vorhabenbezogener Bebauungsplan weiterge-
führt, um die Festsetzungen exakt auf das Plan-
vorhaben abzustimmen. 
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Bearbeitet im Auftrag der Gemeinde Nordkirchen 
Coesfeld, im Februar 2025 
 
 
 
WOLTERS PARTNER 
Stadtplaner GmbH 
Daruper Straße 15 · 48653 Coesfeld  

Der Planungsstand lässt gemäß § 1 Abs. 7 
BauGB gewichtige Abwägungsmängel erkennen, 
da für den Schutz unserer Mandanten vor schäd-
lichen Umwelteinwirkungen im Sinne von Schal-
limmissionen keine tragfähige Vorsorge getroffen   
wird. Insbesondere die Gefahr tieffrequenter   
Schalleinflüsse inkl. Infraschall wird nicht hinrei-
chend abgearbeitet. Auch umweltrechtliche As-
pekte (vgl. erneut § 1 Abs. 6 Nr. 7 lit. a) BauGB) 
werden nicht ausreichend beachtet.  
 
4. Nach alledem müssen wir ausdrücklich anre-
gen, von der avisierten Bauleitplanung Abstand 
zu nehmen, hilfsweise, die oben bezeichneten 
Änderungs- und Ergänzungsvorschläge zum 
Schutze unserer Mandantschaft in die Planung zu 
integrieren.  
 
Die Einleitung eines Normenkontrollverfahrens zu 
einem späteren Zeitpunkt    bleibt ausdrücklich 
vorbehalten. 


